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1. Instanz

Aktenzeichen S 4 RA 398/01
Datum 05.06.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 13 R 4176/03
Datum 14.10.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom 5. Juni 2003
wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der 1951 geborene KlÃ¤ger hat den Beruf des Versicherungskaufmanns erlernt
(1966 bis 1969) und ist in diesem Beruf seit 1969 (mit Unterbrechung durch
Wehrdienst und eine Weiterbildung zum Betriebswirt â�� 1975 bis 1977) in Vollzeit
sozialversicherungspflichtig beschÃ¤ftigt, seit 2002 ausschlieÃ�lich im Innendienst.

Am 20. November 2000 beantragte er bei der Beklagten die GewÃ¤hrung einer
Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit wegen Beschwerden an der
HalswirbelsÃ¤ule und LendenwirbelsÃ¤ule nach operativer Versteifung der
HalswirbelkÃ¶rper C5/6 im Jahr 1988. Die Beschwerden wÃ¼rden seit vielen Jahren
erfolglos Ã¤rztlich behandelt. Er leide unter zunehmenden Schmerzen, die nur mit
Schmerzmitteln gedÃ¤mpft und durch Erholungsphasen wÃ¤hrend der Arbeitszeit
gelindert werden kÃ¶nnten. Wegen mangelnder Konzentration und
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ArbeitsausfÃ¤llen kÃ¶nne er sein Arbeitspensum nicht mehr erledigen. Seine
effektive Arbeitszeit betrage bei einem 7,5 Stunden Tag nur 2,5 bis 3,5 Stunden. Er
leide auÃ�erdem seit Ã¼ber 30 Jahren an einer vegetativen Dysthonie mit innerer
Unruhe und hektischen Flecken an Gesicht und Hals sowie neuerdings unter
Herzbeschwerden, plÃ¶tzlichem stressbedingten Durchfall und
GleichgewichtsstÃ¶rungen und habe Probleme an den Knien und FÃ¼Ã�en.

Die Beklagte holte Gutachten des Chirurgen Dr. S. (vom 15. Januar 2001), des
Nervenarztes Dr. F. (vom 21. Februar 2001) und des Internisten und
Sozialmediziners Dr. G. (vom 22. Februar 2001) ein.

Dr. S. diagnostizierte einen Zustand nach Versteifungsoperation der
HalswirbelsÃ¤ule C5/6 nach AufbrauchsverÃ¤nderungen der Bandscheibe mit
endgradiger BewegungseinschrÃ¤nkung der HalswirbelsÃ¤ule, eine Osteochondrose
der LendenwirbelsÃ¤ule, eine Adipositas sowie SenkspreizfuÃ� beidseits. Es bestehe
eine endgradige BewegungseinschrÃ¤nkung des Kopfes und eine degenerative
VerÃ¤nderung des lumbosacralen Ã�bergangs ohne neurologische Komplikationen.

Dr. F. diagnostizierte eine SomatisierungsstÃ¶rung, ein Carpaltunnelsyndrom (CTS)
beidseits, einen Zustand nach Versteifungsoperation der HalswirbelsÃ¤ule nach
Aufbraucherscheinungen der Bandscheibe, ein Kompressionssyndrom des Nervus
cutaneus femoris lateralis beidseits, eine Osteochondrose der LendenwirbelsÃ¤ule
und eine Adipositas. Bis auf eine bilaterale HypÃ¤sthesie/Hypalgesie beider lateraler
Oberschenkelvorderseiten bestÃ¼nden keine nennenswerten neurologischen
AuffÃ¤lligkeiten. Psychopathologisch stÃ¼nden somatische Beschwerden unter
intensiver beruflicher Anspannung im Vordergrund.

Dr. G. diagnostizierte einen diffusen Leberparenchymschaden mit mÃ¤Ã�iger
EnzymaktivitÃ¤t ohne EinschrÃ¤nkung der Syntheseleistung und ein erhebliches
Ã�bergewicht mit deutlicher HypertriglyceridÃ¤mie.

Die SachverstÃ¤ndigen kamen Ã¼bereinstimmend zu der Auffassung, der KlÃ¤ger
kÃ¶nne seinen Beruf als Versicherungskaufmann noch vollschichtig ausÃ¼ben.

Die Beklagte lehnte daraufhin den Antrag vom 20. November 2000 wegen fehlender
Berufs- oder ErwerbsunfÃ¤higkeit ab (Bescheid vom 20. MÃ¤rz 2001). Der KlÃ¤ger
sei trotz WirbelsÃ¤ulenbeschwerden mit leichten funktionellen StÃ¶rungen bei
VerschleiÃ� und erfolgter Halswirbelversteifung C5/6, vegetativer StÃ¶rungen mit
somatischen Beschwerden, behandelbarer Nerveneinklemmung an beiden
Handgelenken, deutlichen Ã�bergewichts und leichten Leberschadens noch in der
Lage, seinen bisherigen Beruf als Versicherungskaufmann vollschichtig
auszuÃ¼ben.

Den dagegen erhobenen Widerspruch begrÃ¼ndete der KlÃ¤ger insbesondere
damit, AuslÃ¶ser der ErwerbsunfÃ¤higkeit seien Kopfschmerzen. Diese seien von
der Beklagten jedoch nicht erwÃ¤hnt worden.

Nach Einholung eines Befundberichts des behandelnden OrthopÃ¤den Dr.S. (vom
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17. April 2001) wies die Beklagte den Widerspruch zurÃ¼ck (Widerspruchsbescheid
vom 23. Juli 2001). Der eingeholte Befundbericht habe keine weitere
EinschrÃ¤nkung des festgestellten LeistungsvermÃ¶gens ergeben.

Dagegen hat der KlÃ¤ger am 18. August 2001 (Eingang bei Gericht) beim
Sozialgericht NÃ¼rnberg (SG) Klage erhoben. Er kÃ¶nne keine Arbeit von
wirtschaftlichem Wert mehr verrichten. Schon ohne Belastung leide er unter
stÃ¤ndigen starken Schmerzen im gesamten RÃ¼cken mit Ausstrahlung in Beine,
Arme und HÃ¤nde, unter Gelenkschmerzen und SchlafstÃ¶rungen. Unter Belastung
komme es hÃ¤ufig zu einer weiteren Entgleisung und er sei dann fÃ¼r mehrere
Tage vor Schmerzen nahezu unbeweglich. AuÃ�erdem bestÃ¼nden starke
KonzentrationsmÃ¤ngel.

Das SG hat die Akten des Amtes fÃ¼r Versorgung und FamilienfÃ¶rderung N.
Ã¼ber die Feststellung eines GdB von 20 (Bescheid vom 27. April 1989) sowie
Befundberichte der behandelnden Ã�rzte Dr. H. und Dr. S. beigezogen, die beide
angegeben haben, sie hÃ¤tten im erfragten Zeitraum seit Januar 2000 keine
ArbeitsunfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers festgestellt. AnschlieÃ�end hat das SG den
KlÃ¤ger durch den OrthopÃ¤den Dr. M. (Gutachten vom 5. April 2002 mit
ergÃ¤nzender Stellungnahme vom 13. Mai 2003), die Neurologin und Psychiaterin
Dr. O. (Gutachten vom 29. April 2005) sowie auf Antrag des KlÃ¤gers durch den
OrthopÃ¤den Dr. L. (Gutachten vom 30. Januar 2003) ambulant begutachten lassen.

Dr. M. hat beim KlÃ¤ger eine mÃ¤Ã�ige FunktionsstÃ¶rung der HalswirbelsÃ¤ule
nach Einsteifungsoperation C5/C6, degenerative
LendenwirbelsÃ¤ulenverÃ¤nderungen ohne funktionelles oder neurologisches
Defizit sowie eine Arthrose des linken oberen Sprunggelenks mit leichtem
Reizzustand ohne funktionelles Defizit diagnostiziert. Aus orthopÃ¤discher Sicht
lÃ¤gen nur geringfÃ¼gige GesundheitsstÃ¶rungen vor. An der HalswirbelsÃ¤ule
finde sich eine allenfalls mÃ¤Ã�ige BewegungsstÃ¶rung bei weitgehend
unauffÃ¤lligem Neurostatus. Brust- und LendenwirbelsÃ¤ule seien in ihrer Funktion
nicht beeintrÃ¤chtigt.

Dr. O. hat ausgefÃ¼hrt, beim KlÃ¤ger lÃ¤gen keine neurologischen oder
psychiatrischen GesundheitsstÃ¶rungen von sozialmedizinischer Relevanz vor.
FÃ¼r eine Aufgabe der AuÃ�endiensttÃ¤tigkeit seien keine medizinischen GrÃ¼nde
ersichtlich. Die vorhandenen SchmerzzustÃ¤nde kÃ¶nnten durch eine
medikamentÃ¶se Mitbehandlung gelindert und durch psychotherapeutische
MaÃ�nahmen eine Verbesserung der BewÃ¤ltigungsstrategien erzielt werden.

Beide SachverstÃ¤ndige hielten den KlÃ¤ger Ã¼bereinstimmend fÃ¼r fÃ¤hig, seine
TÃ¤tigkeit als Versicherungskaufmann weiterhin vollschichtig auszuÃ¼ben.

DemgegenÃ¼ber hat Dr. L. beim KlÃ¤ger eine deutliche FunktionsstÃ¶rung der
HalswirbelsÃ¤ule nach Einsteifungsoperation C5/6 ohne neurologische AusfÃ¤lle,
degenerative VerÃ¤nderungen der LendenwirbelsÃ¤ule ohne neurologische
AusfÃ¤lle sowie eine Arthrose des linken oberen Sprunggelenks mit ReizzustÃ¤nden
und leichter BewegungseinschrÃ¤nkung diagnostiziert. Die orthopÃ¤dischen
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GesundheitsstÃ¶rungen seien mÃ¤Ã�ig ausgeprÃ¤gt und gingen nur an der
HalswirbelsÃ¤ule Ã¼ber das MaÃ� des Alters hinaus. Die vom KlÃ¤ger
geÃ¤uÃ�erten massiven Beschwerden kÃ¶nnten durch die erhobenen
Untersuchungsbefunde nur teilweise erklÃ¤rt werden. Allerdings kÃ¶nne
rÃ¶ntgenologisch auf eine InstabilitÃ¤t der Verbindungsstelle C5/6 geschlossen
werden, die etwa dieselben Beschwerden erwarten lasse, wie ein schwerer
Wirbelgelenks- oder Bandscheibenschaden. Eine meÃ�bare InstabilitÃ¤t sei jedoch
nicht nachweibar. Eine vollschichtige TÃ¤tigkeit an einem Bildschirmarbeitsplatz
halte er wegen der HalswirbelsÃ¤ulenbeschwerden nicht mehr fÃ¼r zumutbar.
Wegen der glaubhaften Angaben des KlÃ¤gers hinsichtlich seines Schmerzerlebens
und der damit verbundenen EinbuÃ�e an Konzentration und LeistungsfÃ¤higkeit
kÃ¶nne er auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt im Ã�brigen nur noch drei bis unter
sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig sein. Dies gelte auch fÃ¼r die jetzt
ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit als Versicherungskaufmann.

Dr. M. hat in seiner ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 13. Mai 2003 ausgefÃ¼hrt,
der von Dr. L. angegebene RÃ¶ntgenbefund kÃ¶nne die Annahme einer InstabilitÃ¤t
im Berich der Fusionsstelle C5/6 nicht begrÃ¼nden. Eine solche kÃ¶nne nur durch
Funktionsaufnahmen nachgewiesen werden.

Das SG hat sich der Leistungsbeurteilung der SachverstÃ¤ndigen Dr. M. und Dr. O.
angeschlossen und die Klage abgewiesen (Urteil vom 5. Juni 2003). Der KlÃ¤ger sei
nach dem Ergebnis der medizinischen Begutachtung noch in der Lage, seine
derzeitige TÃ¤tigkeit als Versicherungskaufmann im Innendienst vollschichtig zu
verrichten. Auch wenn die Umsetzung in den Innendienst nach Angaben des
KlÃ¤gers zu einer LohneinbuÃ�e gefÃ¼hrt habe, sei ihm diese TÃ¤tigkeit sozial
zumutbar. Die Leistungsbeurteilung des SachverstÃ¤ndigen Dr. L. sei
demgegenÃ¼ber nicht Ã¼berzeugend. Erhebliche FunktionsstÃ¶rungen der
HalswirbelsÃ¤ule seien nicht beschrieben worden. RÃ¶ntgenologische
VerÃ¤nderungen allein kÃ¶nnten ein untervollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen
nicht begrÃ¼nden. BezÃ¼glich des angegebenen Schmerzerlebens des KlÃ¤gers
sei zu berÃ¼cksichtigen, dass die therapeutischen MÃ¶glichkeiten nach Angaben
der SachverstÃ¤ndigen Dr. O. keineswegs ausgeschÃ¶pft seien, so dass allenfalls
von vorÃ¼bergehender ArbeitsunfÃ¤higkeit, nicht aber von ErwerbsunfÃ¤higkeit
auszugehen sei.

Gegen das ihnen am 31. Juli 2003 zugestellte Urteil haben die
ProzessbevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers am 27. August 2003 (Eingang bei Gericht)
beim Bayerischen Landessozialgericht (LSG) Berufung eingelegt und zur
BegrÃ¼ndung insbesondere vorgetragen, der KlÃ¤ger benÃ¶tige zusÃ¤tzliche
Arbeitspausen von zweimal 30 Minuten am Vormittag und zweimal 45 Minuten am
Nachmittag sowie eine VerlÃ¤ngerung der Mittagspause um 30 Minuten. Dies
fÃ¼hre zu Problemen mit dem Arbeitgeber. Die therapeutischen MÃ¶glichkeiten
seien erschÃ¶pft. Die Schmerzen wÃ¼rden durch nicht behebbare VerÃ¤nderungen
der HalswirbelsÃ¤ule im Bereich der versteiften WirbelkÃ¶rper C5/6 verursacht und
seien behandlungsresistent. Im Ã�brigen seien Schmerzerleben und vegetative
Dystonie belastungsabhÃ¤ngig und nicht objektiv messbar.
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Der Senat hat einen Befundbericht des Dr. S. (vom 16. Dezember 2003, letzte
Behandlung am 24. Oktober 2000), eine Auskunft der B. Ersatzkasse Ã¼ber Zeiten
der ArbeitsunfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers (vom 22. Dezember 2003, letzte
ArbeitsunfÃ¤higkeit vom 11. bis 13. Juni 1997 wegen Lumbago und vom 09. bis 11.
Dezember 2002 wegen Virusinfektion) sowie eine Auskunft des derzeitigen
Arbeitgebers (vom 16. Januar 2004) beigezogen und den KlÃ¤ger durch den
OrthopÃ¤den Dr. L. (Gutachten vom 11. Mai 2004) sowie auf Antrag des KlÃ¤gers
durch den OrthopÃ¤den Dr. L. (Gutachten vom 5. April 2005) nochmals ambulant
begutachten lassen. Beide SachverstÃ¤ndige sind Ã¼bereinstimmend zu dem
Ergebnis gekommen, der KlÃ¤ger kÃ¶nne seine TÃ¤tigkeit als
Versicherungskaufmann weiterhin vollschichtig verrichten und benÃ¶tige keine
zusÃ¤tzlichen Arbeitspausen.

Der KlÃ¤ger beantragt, das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom 5. Juni 2003
sowie den Bescheid der Beklagten vom 22. MÃ¤rz 2001 (richtig: 20. MÃ¤rz 2001) in
der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 23. Juli 2001 aufzuheben und die
Beklagte zu verurteilen, ihm auf seinen Antrag vom 20. November 2000 Rente
wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit, hilfsweise wegen BerufsunfÃ¤higkeit, bzw. Rente
wegen voller Erwerbsminderung, hilfsweise wegen teilweiser Erwerbsminderung bei
BerufsunfÃ¤higkeit, zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Der Senat hat die Akten der Beklagten und des SG beigezogen. Der Sachverhalt
wurde mit den Beteiligten in einem Termin am 27. Juli 2005 erÃ¶rtert. Die
Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
einverstanden erklÃ¤rt.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird auf den Inhalt der beigezogenen Akten und
der Berufungsakte Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 144, 151
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -), aber nicht begrÃ¼ndet.

Die Entscheidung ergeht mit EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten durch Urteil ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung (Â§Â§ 153 Abs.1, 124 Abs.2 SGG).

Gegenstand des Verfahrens ist der Bescheid der Beklagten vom 20. MÃ¤rz 2001 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 23. Juli 2001, mit dem es die Beklagte
abgelehnt hat, dem KlÃ¤ger auf seinen Antrag vom 20. November 2000 Rente
wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit oder Erwerbsminderung zu gewÃ¤hren. Das
SG hat die dagegen erhobene Klage mit Urteil vom 5. Juni 2003 zu Recht
abgewiesen. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit (Â§Â§ 43, 44 des Sechsten Buches
Sozialgesetzbuch â�� SGB VI â�� in der bis zum 31. Dezember 2000 geltenden
Fassung â�� a.F. -) oder Erwerbsminderung (Â§Â§ 43, 240 SGB VI in der ab 1. Januar
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2001 geltenden Fassung â�� n.F. -).

Zur BegrÃ¼ndung wird auf die zutreffenden GrÃ¼nde des angefochtenen Urteils
Bezug genommen (Â§ 153 Abs.2 SGG). Das SG ist auf der Grundlage der von ihm
eingeholten Gutachten der SachverstÃ¤ndigen Dr. M. und Dr. O. zutreffend zu dem
Ergebnis gekommen, dass der KlÃ¤ger seinen derzeit im Innendienst ausgeÃ¼bten
erlernten Beruf als Versicherungskaufmann weiterhin vollschichtig ausÃ¼ben kann.
Ausgehend von den in Ã�bereinstimmung mit den Vorgutachten von diesen
SachverstÃ¤ndigen erhobenen Befunden sind die vom KlÃ¤ger angegebenen
massiven SchmerzzustÃ¤nde und die daraus nach seinen Angaben resultierenden
BeeintrÃ¤chtigungen seiner KonzentrationsfÃ¤higkeit und seiner allgemeinen
LeistungsfÃ¤higkeit nicht zu begrÃ¼nden. Es fanden sich mit Ausnahme einer
leichten BewegungseinschrÃ¤nkung der HalswirbelsÃ¤ule keine Ã¼ber das
altersentsprechende MaÃ� hinausgehenden funktionellen StÃ¶rungen. Nach den
Ã¼berzeugenden AusfÃ¼hrungen der SachverstÃ¤ndigen Dr. O. kann auch nicht
von einem die LeistungsfÃ¤higkeit wesentlich beeintrÃ¤chtigenden
Schmerzgeschehen ausgegangen werden. Auffallend ist bereits, dass
diesbezÃ¼glich noch keine nervenÃ¤rztliche und/oder psychotherapeutische
Behandlung erfolgt ist. Schon dies widerlegt die Ansicht des KlÃ¤gers, die
therapeutischen MÃ¶glichkeiten seien bereits ausgeschÃ¶pft. Insbesondere finden
sich aber bislang keine psychiatrischen GesundheitsstÃ¶rungen als Folge eines
langjÃ¤hrigen massiven Schmerzerlebens und keine nachweisbaren kognitiven
LeistungseinbuÃ�en. FÃ¼r die vom KlÃ¤ger behaupteten umfangreichen
zusÃ¤tzlichen arbeitstÃ¤glichen Pausen finden sich keine objektiven Anhaltspunkte.
Mit Ausnahme des SachverstÃ¤ndigen Dr. L. , der sich hinsichtlich seiner
Leistungsbeurteilung allerdings im Wesentlichen auf die eigenen Angaben des
KlÃ¤gers Ã¼ber Schmerzen sowie kognitive EinbuÃ�en und LeistungseinbuÃ�en
stÃ¼tzt, fanden die SachverstÃ¤ndigen bei den Begutachtungen auch keine
Anhaltspunkte fÃ¼r die Notwendigkeit zusÃ¤tzlicher Arbeitspausen.

Die vom SG zu Grunde gelegte Leistungsbeurteilung wird durch das im
Berufungsverfahren eingeholte Gutachten des SachverstÃ¤ndigen Dr. L. bestÃ¤tigt.
Auch dessen Untersuchung ergab keine Anhaltspunkte fÃ¼r die vom KlÃ¤ger
behaupteten massiven EinschrÃ¤nkungen seiner LeistungsfÃ¤higkeit oder die
Notwendigkeit zusÃ¤tzlicher Arbeitspausen. Zum selben Ergebnis kam im Ã�brigen
der auf Antrag des KlÃ¤gers gehÃ¶rte SachverstÃ¤ndige Dr. L â�¦

Soweit der KlÃ¤ger dagegen eingewandt hat, Schmerzerleben und vegetative
Dystonie seien belastungsabhÃ¤ngig und nicht objektiv messbar, begrÃ¼ndet dies
keine Zweifel an seinem vollschichtigen LeistungsvermÃ¶gen. Nach dem Ergebnis
der sowohl im Verwaltungsverfahren als auch im erstinstanzlichen Verfahren
durchgefÃ¼hrten neurologischen und psychiatrischen Begutachtung besteht eine
erhebliche Diskrepanz zwischen den Angaben des KlÃ¤gers Ã¼ber die bei ihm
vorliegenden Beschwerden und deren Auswirkungen auf seine LeistungsfÃ¤higkeit
einerseits und seinem objektiv feststellbaren psychischen Gesundheitszustand
andererseits. Zwar sind Schmerzen und vegetative Reaktionen auf belastende
Situationen tatsÃ¤chlich nicht messbar, doch kann von einer das
LeistungsvermÃ¶gen einschrÃ¤nkenden GesundheitsstÃ¶rung nur ausgegangen
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werden, wenn objektive Befunde â�� z.B. psychische BeeintrÃ¤chtigungen als Folge
langjÃ¤hriger Schmerzen â�� den RÃ¼ckschluss auf das Vorliegen einer solchen
GesundheitsstÃ¶rung zulassen. HierfÃ¼r sind beim KlÃ¤ger keine Anhaltspunkte
ersichtlich.

Nach der vom Arbeitgeber erteilten Auskunft steht das von den SachverstÃ¤ndigen
festgestellte LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers auch in Ã�bereinstimmung mit dem
Anforderungsprofil der von ihm derzeit ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit. Diese wird
Ã¼berwiegend im Sitzen in geschlossenen RÃ¤umen ohne Publikumsverkehr, ohne
Schicht und Nachtarbeit, ohne erhÃ¶hte psychische Belastung und ohne besondere
Zwangshaltung der WirbelsÃ¤ule ausgeÃ¼bt. Damit werden die von den
SachverstÃ¤ndigen Dr. M. , Dr. O. und Dr. L. genannten qualitativen
LeistungseinschrÃ¤nkungen berÃ¼cksichtigt, wonach der KlÃ¤ger nur noch
kÃ¶rperlich leichte, gelegentlich auch mittelschwere TÃ¤tigkeiten im
Wechselrhythmus â�� d.h. nicht ausschlieÃ�lich im Sitzen â�� in geschlossenen
RÃ¤umen ohne Arbeiten an unfallgefÃ¤hrdeten ArbeitsplÃ¤tzen, ohne besondere
Belastungen der WirbelsÃ¤ule (z.B. Zwangshaltung, ErschÃ¼tterungen, stÃ¤ndig
gleichbleibendes Sitzen), ohne Zeitdruck, ohne Wechsel- und Nachtschicht sowie
ohne Verantwortungsdruck verrichten kann. Eine EinschrÃ¤nkung der
WegefÃ¤higkeit hat der KlÃ¤ger nicht geltend gemacht und ist auch von den
SachverstÃ¤ndigen nicht festgestellt worden. Die beschriebenen Aufgaben
(schriftliche Kundenberatung, Bearbeiten schriftlicher Anfragen, KundenrÃ¼ckrufe,
BonitÃ¤tsprÃ¼fung, Koordinieren und DurchfÃ¼hren von TÃ¤tigkeiten in
Verbindung mit Verlosungen, FÃ¼hren diverser Statistiken) lassen mit der vom
Arbeitgeber gemachten Angabe einer Ã¼berwiegend sitzenden TÃ¤tigkeit den
Schluss zu, dass dem KlÃ¤ger ein gelegentlicher Haltungswechsel bei der Arbeit am
PC und ein gelegentliches Aufstehen und Gehen mÃ¶glich ist.

Ist der KlÃ¤ger danach noch in der Lage, vollschichtig im erlernten und
ausgeÃ¼bten Beruf tÃ¤tig zu sein, liegt weder eine BerufsunfÃ¤higkeit oder
ErwerbsunfÃ¤higkeit im Sinne der Â§Â§ 43 Abs.2, 44 Abs.2 SGB VI a.F. noch eine
volle oder teilweise Erwerbsminderung oder eine teilweise Erwerbsminderung bei
BerufsunfÃ¤higkeit im Sinne der Â§Â§ 43 Abs.1 Satz 2, Abs.2 Satz 2, 240 Abs.2 SGB
VI n.F. vor.

Die Kostenentscheidung (Â§ 193 SGG) beruht auf der ErwÃ¤gung, dass der KlÃ¤ger
mit seinem Klagebegehren auch im Berufungsverfahren erfolglos geblieben ist.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen (Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 und 2 SGG), liegen nicht vor.

Erstellt am: 29.11.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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